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Diagnostisch und prognostisch zeichnen sich Veränderungen des 
großräumigen Zirkulationszyklus ab. Es könnten in Europa in der 
Zukunft auch bislang noch nicht beobachtete Zirkulationsmuster 
auftreten. Jüngste Extremereignisse deuteten bereits an, mit wel-
cher Entwicklung wir uns in Zukunft wahrscheinlich viel intensiver 
beschäftigen müssen.

Auf dem Weg in eine »Heißzeit«?

Gelingt es, die globale Erwärmung auf zwei Grad Celsius zu 
begrenzen, ließen sich nach heutigem Stand der Forschung die 
gefährlichsten Folgen des Klimawandels abwenden. Dazu müsste 
die Konzentration aller Treibhausgase langfristig so niedrig gehal-
ten werden, dass ihre Wirkung die von 450 ppm Kohlendioxid 
nicht überschreitet. Um das Zwei-Grad-Ziel erreichen zu können, 
muss der Treibhausgasausstoß weltweit bis zur Mitte des 21. 
Jahrhunderts auf etwa die Hälfte des Niveaus von 1990 gesenkt 
werden.

Abbildung 11 zeigt, dass unsere Temperaturverhältnisse dann 
etwa denen vor 5 Millionen Jahren entsprächen. Wirtschaftet 
die Menschheit allerdings weiter wie bisher, könnte sich das 
Erdklima bis zum Jahr 2100 um fünf bis sechs Grad Celsius (z. 

Abbildung 11: Änderungen der globalen Mitteltemperatur in den letzten 5 Millionen Jahren
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B. IPCC-Szenario A2) erwärmen. Das entspräche in etwa dem 
Temperaturunterschied zwischen einer Eiszeit und einer Warmzeit. 
In der Erdgeschichte müssen wir bereits etwa 60 Millionen Jahre 
(Zeit der Dinosaurier) zurückblicken, um vergleichbare Tempera-
turverhältnisse zu finden. Aus der heutigen Warmzeit steuerten 
wir also auf eine »Heißzeit« zu, die die Menschheit bisher noch nie 
in annähernder Weise erlebt hat. 

Blockierung wirksamer Klimaschutzmaßnahmen und  
Desinformationskampagne

Der erste Weltklimabericht des IPCC erschien bereits 1990 und 
warnte vor den Folgen des ungebremsten Ausstoßes von Treib-
hausgasen. Die wissenschaftlichen Fakten rüttelten Öffentlichkeit 
und Politik auf. Die Staatschefs befassten sich mit dem Klima-
problem und beschlossen Gegenmaßnahmen. Sie verpflichteten 
sich, die Treibhausgaskonzentration der Erde auf einem Niveau zu 
stabilisieren, das einen gefährlichen Klimawandel verhindert. Was 
also ist passiert - wieso sind wir weltweit in der Klimapolitik trotz 
dieses vielversprechenden Ansatzes kaum vorangekommen in den 
vergangenen 20 Jahren? 

Seit vielen Jahren tauchen in den Medien immer wieder Thesen 
auf, die die Erkenntnisse der Klimaforschung fundamental in Frage 
stellen. Der Klimawandel sei gar nicht vom Menschen verursacht 
sondern auf natürliche Zyklen zurückzuführen, die Folgen der 
globalen Erwärmung würden übertrieben und seien in Wahrheit 
harmlos, in der Fachwelt seien die Ursachen noch umstritten oder 
die Klimaforscher würden gar aus Eigeninteresse Schwarzmalerei 
und Hysterie verbreiten. Tatsächlich hat die in den Medien ausge-
tragene »Skeptikerdiskussion« kaum etwas mit echten Diskussi-
onen zum Klimawandel unter Fachleuten zu tun; die vorgebrachten 
Argumente richten sich meist gezielt an Laien und nutzen deren 
Unkenntnis der grundlegenden Daten und Zusammenhänge aus.

Wer sich im Bekanntenkreis umhört, der merkt rasch, dass diese 
künstlich am Leben erhaltene Scheindebatte ihre Wirkung nicht 
verfehlt. Viele Menschen sind verunsichert und wissen nicht mehr, 
was sie glauben sollen. Sie meinen, die Ursachen des Klimawan-
dels seien unter Experten immer noch umstritten. Diese Fehlein-
schätzung behindert und verzögert eine effektive Klimaschutzpo-
litik bis heute, denn es ist gar nicht notwendig, den Klimawandel 
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zu widerlegen – es genügt, wenn systematisch bestimmte Zweifel 
daran aufrecht erhalten werden.

Eine Studie von Sozialwissenschaftlern aus Chicago und Helsinki 
kam 2003 zu dem Schluss, dass von der Industrie finanzierte 
Lobbytätigkeit maßgeblich zur Wende in der US-Klimapolitik in 
den 1990er Jahren und zur Abkehr der USA vom Kyoto-Protokoll 
beigetragen hat. Eine weltweit zentrale Rolle spielt hierbei Fred 
Singer (Abbildung 12). Nach einer Studie (http://www.ucsusa.org/
news/press_release/ExxonMobil-GlobalWarming-tobacco.html) 
der Union of Concerned Scientists arbeitet Singer seit vielen Jah-
ren für durch Exxon und andere Industrieunternehmen finanzierte 
Organisationen wie das Science and Environmental Policy Project 
(SEPP), deren Geschäft derartige Desinformation ist. Dennoch 
wird uns Singer in verschiedenen Medien als Klimaexperte präsen-
tiert – der Zuschauer soll glauben, Singer sei ein Klimaforscher.

Es gilt ganz aktuell, die Hintergründe dieser gezielten Desinfor-
mationskampagne aufzudecken und dies in Verbindung mit Fach-
informationen der breiten Öffentlichkeit zugänglich und bekannt 
zu machen. Da der Klimawandel nicht zuletzt auch fundamentale 
ethische Probleme (z. B. Belastung künftiger Generationen) 
berührt, ist Handeln dringend geboten. Es geht dabei um existen-
zielle Fragen und Entscheidungen. Treffend beschreibt Jonathan 
Granoff, Vorsitzender des Instituts für Globale Sicherheit und 
Friedensnobelpreisträger, das Problem, vor dem wir alle stehen:

Wir sind die erste Generation, die globale moralische Entschei-
dungen trifft, von denen es abhängt, ob wir die letzte Generation 
sein werden. 
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Rede von MdB Eva Bulling-Schröter zur Konferenz der Linkspartei 
Sachsens am 8. November 2008 in Leipzig

Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Freunde, liebe Gäste,

»Wie grün muss die Linke sein?«
Das war der Titel einer vielbeachteten Veranstaltung, die die Bun-
destagsfraktion vor eineinhalb Jahren mit der Rosa-Luxemburg-
Stiftung durchgeführt hat. Dass solch eine Debatte notwendig 
war, zeigt der Widerspruch, den der Titel der Konferenz bereits im 
Vorfeld provoziert hatte. 

In der Fraktion waren einige der Meinung, das Motto gehe in die 
FALSCHE RICHTUNG. Wir könnten doch nicht den Grünen hinter-
herlaufen. So wie DIE wollten wir doch niemals werden! Es gehe 
doch um einen ganz anderen Ansatz.

Und dann gab es noch die Meinung: Entweder man sei als Linker 
auch grün oder man sei eben nicht wirklich links. Das sei doch 
klar. Insofern könne man sich eine solche Fragestellung sparen.

Ohne Zweifel geht es ausdrücklich NICHT darum, die Politik von 
Bündnis 90/Die Grünen zu kopieren oder irgendwem hinterher 
zu rennen. Nicht umsonst haben sich eine Reihe von linken Grü-
nen enttäuscht von der Partei ab-, und der Linkspartei oder der 
WASG zugewandt. Menschen, die umwelt- und friedenspolitisch 
verwurzelt sind, darüber aber die soziale Frage nicht aus dem 
Blick verlieren. Die keine Lust auf eine Partei mehr hatten, welche 
Kriegseinsätze, Hartz IV und Privatisierungsorgien verteidigt. 
Die sich verabschiedet haben von einer Wirtschafts-, Sozial- und 
Finanzpolitik, welche sich in weiten Teilen am gutverdienenden 
Mittelstand ausrichtet, dabei aber das untere Drittel der Gesell-
schaft vergisst. 

Ich möchte nicht schwarz-weiß malen. Auch bei den Grünen gibt 
es KollegInnen, die ich sehr schätze. Aber viele von ihnen leiden 
darunter, dass für maßgebliche Funktionäre ihrer Partei die wach-
sende Armut nicht mehr schreiende Ungerechtigkeit ist, sondern 
nur ein unschöner Nebeneffekt im Strukturwandel. 
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Die Grünen, aber auch die SPD, haben WählerInnen, Sympathisan-
tInnen und auch Mitglieder an uns verloren, welche vielleicht noch 
vor zehn Jahren zu deren festen Kernwählerschaft gehört haben 
oder hätten. (Bei den Landtagswahlen in Bayern erhielten wir 40 
000 Stimmen von ehemaligen CSU-WählerInnen.)

Aber eine noch viel größere Gruppe, so behaupte ich, wartet noch 
ab. Sie hat keine neue politische Heimat gefunden, sofern man 
diesen Begriff heutzutage noch verwenden kann.

Sozialpolitisch sind viele von ihnen bei uns. Ich kann mir jedoch 
vorstellen, dass sie bei der Linkspartei ein umweltpolitisches Profil 
vermissen, das den globalen Problemen, vor denen wir stehen, 
angemessen ist. Sie erwarten von einer neuen modernen linken 
Partei nicht nur eine Organisation, die konsequent soziale Gerech-
tigkeit einfordert, antimilitaristisch ist und den Mut hat, über den 
Kapitalismus hinauszudenken. Sie erwarten auch eine Partei, 
die sich glaubhaft dem Klimawandel, dem Artensterben und der 
Ausplünderung der natürlichen Ressourcen entgegenstellt. Und 
glaubhaft, dass heißt, mit Konzepten, die nicht nur von einem 
übersichtlichen Kreis ökologisch Engagierter, sondern auch in der 
Breite der Partei entwickelt, angenommen und umgesetzt werden. 

Und obwohl es in Sachen Ökologie in der LINKEN in den letzten 
Jahren einen deutlichen Schub gegeben hat, scheint es daran 
immer noch zu mangeln. Der Politikwissenschaftler Ulrich Brandt 
schreibt, die Linkspartei stehe für Orientierungen hin zu den 
wichtigsten verteilungspolitischen Fragen. Sie habe jedoch in der 
Breite wenig umweltpolitische Kompetenz, und schon gar keine 
öffentliche Glaubwürdigkeit in dieser Frage. 

Brandt führt als Beleg auch eine Umfrage der Frankfurter Rund-
schau von März 2007 an. Nach der wurde damals von der Bevölke-
rung weder der Linkspartei.PDS noch der WASG umweltpolitische 
Kompetenz zugeschrieben. Die Zeitung sieht beide Parteien in 
der aktuellen Diskussion - ich zitiere »mit Null-Punkten sogar als 
klimapolitische Totalausfälle«. 

Letzteres schmerzt mich besonders. Denn diese Aussage 
entsprach schon damals nicht der Realität. Gerade in Sachen 
Klima- und Energiepolitik haben wir uns im Bundestag wirklich ein 
Bein ausgerissen. Wer beispielsweise im Internet nach Anfragen, 
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Anträgen und Debatten zum Emissionshandel und dessen kata-
strophaler Entwicklung sucht, wird sehr schnell feststellen, dass 
hier nicht die Grünen in dieser Wahlperiode Schrittmacher waren, 
sondern die LINKE. Ähnliches gilt für den Kampf gegen die Macht 
der Oligopole in der Energiewirtschaft.

Unser kritisches und fachlich fundiertes Engagement haben zwar 
Bundesregierung und Wirtschaftsverbände mitbekommen. Die 
Medien aber haben dies weitgehend ignoriert. Doch auch das hat 
vor allem hausgemachte Gründe. Es ist eben nicht immer nur bor-
nierte Antipathie oder Recherche-Faulheit mancher Journalisten. 
Es liegt auch daran, dass deutsche Tageszeitungsredakteure mit 
der LINKEN in der Regel eben nicht innovative Umweltpolitik 
assoziieren. Unter den Oppositionsparteien haben die Grünen hier 
ohne Zweifel die mediale Deutungshoheit. 

Und das ist nicht verwunderlich. Diese Exklusivität haben sie 
sich erarbeitet. Auch und gerade, weil sie als Anwalt der Umwelt 
bis hin in ihre kleinen Gliederungen bekannt sind. Insofern ist 
das Jammern über einen Medien-Boykott an dieser Stelle wenig 
hilfreich.

Und so kann es dann auch kommen, dass in der vorher zitierten 
Analyse ausblendet wird, dass die LINKE in Mecklenburg-Vorpom-
mern einen erfolgreichen Umweltminister stellte und auch die 
UmweltpolitikerInnen in den Landtagen und der Bundestagsfrakti-
on fachlich auf Augenhöhe mit den anderen Parteien konkurrieren. 
So ist das Engagement von Andrea Roth in Sachen soziale und 
ökologische Abwasserbeseitigung nicht nur bei den sächsischen 
Abwasserinitiativen, sondern in der Wasserszene auch weit über 
Sachsen hinaus bekannt. 

Die Brandenburger LINKEN haben sich nach langer Debatte dazu 
durchgerungen, der Volksinitiative gegen weitere Braunkohleta-
gebaue beizutreten. Das ist umweltpolitisch ein großer Schritt, 
denn die LINKE steht im Osten viel mehr unter dem Druck von 
Gewerkschaften und Beschäftigten, als die Grünen, von denen 
man überhaupt kein soziales Engagement erwartet. Ich erinnre an 
die Kohle, die von den Kumpels vor PDS-Parteitagen vor die Tür 
gekippt wurden.
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Das Ziel der Volksinitiative ist es, dass keine weiteren Tagebaue 
genehmigt werden. Die Initiative besteht nicht aus Desperados, 
sie handelt verantwortungsvoll. So argumentiert sie, dass 2006 in 
Brandenburg 3840 Menschen direkt im Braunkohlebergbau tätig 
waren. Ich zitiere: 

»Wir wollen diesen Menschen die Lebensgrundlage nicht streitig 
machen und nehmen Ängste um ihre Zukunft sehr ernst. Uns geht 
es jedoch nicht - wie häufig unterstellt - um einen Sofortausstieg, 
sondern um einen geordneten mittelfristigen Ausstieg aus der 
Braunkohleförderung. Die Vorräte der genehmigten ostdeutschen 
Tagebaue reichen noch bis in die 30er Jahre, bei einer klimapoli-
tisch erstrebenswerten Drosselung der Produktion sogar noch län-
ger. Bis dahin ist genug Zeit, ein wirtschaftliches Alternativkonzept 
zu entwickeln und den Ausstieg sozialverträglich zu gestalten.«

Ich denke, dies ist eine Herangehensweise, die die LINKE unter-
stützen konnte, ja unterstützen musste. Denn Braunkohlenutzung 
ist die klimafeindlichste Form der Energiegewinnung überhaupt. 
Allein das Kraftwerk Jänschwalde pumpt genauso viel CO

2
 in die 

Luft wie alle 283 in den Emissionshandel einbezogenen Betriebe 
und Kraftwerke des Bundeslandes Bayern, aus dem ich komme. 

Braunkohletagebaue zerstören darüber hinaus das Lebensumfeld 
durch das Abbaggern gewachsener Dörfer. So haben allein in der 
Lausitz in den vergangenen 80 Jahren mehr als 30.000 Menschen 
ihre Heimat verloren, weil sie einem Tagebau weichen mussten. 
136 Orte verschwanden ganz oder teilweise von der Landkarte. 

Braunkohletagebaue zerstören oder schädigen natürlich auch 
sensible Naturschutz-, Flora-Fauna-Habitat- und Wasserschutzge-
biete, darunter geschützte Moore, Feuchtgebiete und Vogelbrut-
plätze. Und sie zerstören den Grundwasserhaushalt der Regionen. 

Ich denke, all diese Gründe zusammen müssen auch in den ande-
ren von Braunkohleabbau betroffenen Bundesländern dazu führen, 
dass sich die LINKE dort eindeutig positioniert. 

Ich zitiere jetzt aus einem Kommunalwahlprogramm aus Sachsen- 
Anhalt: »Die Linkspartei.PDS unterstützt die Förderung und Ver-
edlung von Braunkohle und die damit verbundene Renaturierung 
der Abbaufelder.« Das war alles. 



31

Das ist eine Politik von gestern. Kein Wunder, dass uns Bürgeriniti-
ativen vor Ort wütende E-Mails schreiben.

Mir ist bekannt, dass der Umgang mit der Braunkohle auch in der 
sächsischen LINKEN die Geister spaltet. Ich würde mir wünschen, 
dass sich letztlich die Strömung durchsetzt, die in den Argu-
menten der Brandenburger Genossen ein besseres Rüstzeug für 
eine zukunftsfähige Politik sehen. Nicht zuletzt deshalb, weil in 
Ostdeutschland schon weit mehr Arbeitsplätze durch erneuerbare 
Energien entstanden sind, als in der überkommenen Energiewirt-
schaft wegfielen.

Ein weiterer Streitpunkt in Teilen der LINKEN ist die grüne 
Gentechnik. Wenn ich richtig informiert bin, haben hier die säch-
sischen Genossen eine ähnliche Haltung, wie wir in Bayern, wo 
sogar das Gro der Bauern gegen diese Hochrisikotechnologie ist. 
Ähnliches gilt meines Wissens für Mecklenburg-Vorpommern, 
Thüringen und Brandenburg sowie für sämtliche Strukturen der 
Linkspartei im Westen Deutschlands. Ich denke, hier können wir 
uns sehen lassen, wenngleich Sachsen-Anhalt auch hier wiederum 
eine andere Position hat. 

Unter dem Strich erscheint das Bild der LINKEN in Punkto 
Umwelt uneinheitlich, da dürfen wir uns nichts vormachen. Weil 
die Defizite der Linkspartei insgesamt in Sachen Umweltpolitik 
offensichtlich sind, weil es vielfach nur EinzelkämpferInnen in der 
Partei und den Fraktionen sind, die sich mit diesen Fragen ausein-
andersetzen, geht das Engagement der FachpolikerInnen und der 
Ökologischen Plattform in der Öffentlichkeit oft schlichtweg unter. 

Liebe GenossInnen, wir bewegen uns im Spannungsfeld von Öko-
logie und Ökonomie und Sozialem. Die Gleichung, was der Umwelt 
nützt, nützt auch dem Menschen, stimmt zwar. Aber es ist nur 
langfristig eine Win-Win-Situation. Kurzfristig kann das sehr weit 
auseinanderfallen. Und darum brauchen wir eine sozialpolitische 
Begleitung des ökologischen Umbaus. Ohne allerdings wegen der 
Sozialpolitik den Umbau zu verschieben.

So erfordert eine nachhaltige Energiepolitik ein radikales Umden-
ken in Konsummustern und persönlichem Verhalten. Das heißt 
anders leben, und nicht schlechter. Wir sind dafür, dass der 
Wochenendtrip mit dem Billigflieger nach Paris oder Barcelona 
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wieder Luxus wird. Beispielesweise durch eine wirksame Kerosin-
besteuerung. Wir werden aber mit aller Kraft dagegen kämpfen, 
dass Energiepolitik zu einer weiteren Spaltung der Gesellschaft 
führt, indem für Einkommensschwache warme Wohnungen und 
angemessene Mobilität Luxusgüter werden. Das ist einer der 
Gründe, warum die PDS seinerzeit gegen das rotgrüne Modell 
der Ökosteuer war. Nicht weil wir keine wollten, sondern weil die 
Steuer alle traf, die gleichzeitige Entlastung von der Sozialversi-
cherung jedoch nur Unternehmen und gutbezahlten Beschäftigten 
nutzte, nicht aber Niedrigverdienern, Sozialhilfeempfängern oder 
Studenten.

In diesem Sinne werden wir weiterhin einer elitären Umweltpolitik 
entgegen treten, die beispielsweise Energiearmut bei Arbeitslosen 
oder prekär Beschäftigten als hinnehmbaren Kolalateralschaden 
im Klimaschutz verbucht. 

Das klingt jetzt knackig, ist aber eine enorme intellektuelle und 
politische Herausforderungen für die LINKE: Wir haben schließlich 
immer gesagt, die Umwelt soll ihren Preis haben, und der Preis 
soll die ökologische Wahrheit sprechen, wie dies Ernst Ulrich von 
Weizsäcker einmal formulierte. Was nun aber, wenn die Preise 
wegen knappen Rohstoffen so rasant ansteigen, dass soziale 
Gerechtigkeit noch weiter unter die Räder gerät? 

Es stimmt, je schneller erneuerbare Energien und Energieeffizienz 
uns von fossilen Importen unabhängig machen, um so weniger 
teuer und weniger konfliktbeladener wird die Energiewende. Doch 
noch sind die meisten Regenerativen kostspielig. 

Und welche Probleme uns importiertes Ethanol aus Zucker-
rohr oder Biodiesel für Kleinkraftwerke bescheren können, ist 
mittlerweile bekannt. Der Name Biosprit dafür wäre lachhaft. 
Denn die Vernichtung von Nahrung und Regenwald in Brasilien 
oder Indonesien ist hier der Preis, um die Autogesellschaft der 
Industriestaaten am Laufen zu halten. Wir werden also mit weiter 
steigenden Kraftstoffpreisen leben müssen. 

Einen Ausweg böten energiesparende Geräte, umfassende 
Wärmedämmungsprogramme und ein völlig neues Konzept für 
einen bezahlbaren öffentlichen Verkehr. Das sind zufällig genau 
die Bereiche mit den größten Handlungsdefiziten in Deutschland. 
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Vielleicht, weil hier nicht so schön Geld zu verdienen ist, wie mit 
abgeschriebenen Atomkraftwerken. 

Für den Bereich Strom und Wärme brauchen wir jedoch schnell-
stens soziale Abfederungen.

Unser Konzept sieht so aus:

1. Gezielte Energieberatungen

Energieversorger werden verpflichtet, selbst oder besser noch 
über Vor-Ort-Initiativen (wie kommunale Energieberatungen, 
Verbraucherzentralen, Sozial- und Umweltverbände oder freie 
Energieberater) kostenfreie und qualifizierte Energieberatungen 
anzubieten bzw. zu finanzieren. Diese sollten einmal im Jahr durch 
Privathaushalte in Anspruch genommen werden dürfen. 

2. Sozialtarife

Die Energieversorger müssen jeweils auf ihren günstigsten Tarif 
und ohne Zugangshemmnisse einen Sozialtarif für nachweislich 
einkommensarme Haushalte anbieten. Dieser soll mindestens 
ein Drittel günstiger sein als der Normalpreis. Das entspricht der 
Rücknahme des durchschnittlichen Energiepreisanstiegs gegenü-
ber dem Jahr 2004. Die Einnahmeausfälle werden auf die anderen 
Verbraucherinnen und Verbraucher umgelegt und regionale 
Kundenunterschiede zwischen den Energieversorgern ausgegli-
chen. Das führt zunächst bei den anderen Kundinnen und Kunden 
zu moderaten Preiserhöhungen von drei bis fünf Prozent. Für 
die Inanspruchnahme des Sozialtarifs wird von der zuständigen 
Behörde ein Gutschein ausgestellt, mit dem der Energielieferant, 
auch ein Ökostromanbieter, weiterhin frei gewählt werden kann. 
Wichtig: Der Sozialtarif darf nicht auf bestehende Sozialleistungen 
angerechnet werden, da die bisherigen Energiepreisanstiege ohne-
hin nicht ausreichend berücksichtigt wurden.

3. Kostenfreie Energiekontingente

Um nun eine wirksame ökologische Lenkung zu erzielen, wird für 
alle Verbraucherinnen und Verbraucher eine kostenfreie Sockel-
versorgung eingeführt, im Strombereich beispielsweise für die 
ersten 800 kWh Jahresverbrauch. Die Einnahmeausfälle werden 
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durch die höheren Kosten gedeckt, die auf jenen Stromverbrauch 
aufgeschlagen werden, der über 800 kWh anfällt. Das führt selbst 
unter Berücksichtigung der Umlagemehrbelastung aus dem unter 
Punkt 2 vorgeschlagenen Sozialtarif in der Summe dazu, dass 
Haushalte mit einem Verbrauch unterhalb von 4000 kWh pro Jahr 
weniger zahlen als zuvor, Haushalte ab dieser Marke jedoch mehr. 

4. Klima-Schecks für A++

Die Bundesregierung sollte einmalig Klima-Schecks, beispiels-
weise über 500 Euro je Erwachsenen, ausstellen, die beim Kauf 
von Haushaltsgeräten der jeweils höchsten Energieeffizienzklasse 
einlösbar wären. Dies wäre ein Konjunkturprogramm zur Förde-
rung der Produktion energiesparender Elektrogeräte. Über den 
anschließenden Minderverbrauch würden auch ärmere Familien 
in den Genuss verringerter Stromrechnungen kommen. Es ist zu 
überlegen, ob solche Schecks an alle Einkommensgruppen oder 
nur bis zu einer bestimmten Einkommensgrenze vergeben werden 
sollten.

5. Finanzierung von Energieeffizienz durch Robin-Hood-
Steuer

Umfassende und eher langfristige Maßnahmen für Energieeffizienz 
und Energieeinsparung, beispielsweise durch Gebäudedämmung, 
Austausch von Altheizungen, erneuerbare Energien und genann-
te Zuschüsse für energiesparende Geräte, sollen durch eine 
Abschöpfung der Extraprofite bei den Energiekonzernen finanziert 
werden. Die Linksfraktion hat bereits 2006 die Abschöpfung der 
Zusatzgewinne der Energiekonzerne aus dem Emissionshandel 
gefordert (windfall profit tax) und dafür u. A. die Einrichtung 
eines Energiesparfonds gefordert, der ausgestattet mit jährlich 
einer Milliarde Euro den Energieverbrauch und Klimagas-Ausstoß 
senken und zahlreiche Arbeitsplätze schaffen würde. Auch das 
von der Verbraucherzentrale Bundesverband vorgeschlagene 
20-Milliarden-Euro-Paket zum Energiesparen könnte vollständig 
auf diese Weise abgedeckt werden. 

Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Gäste, ich habe im ersten 
Teil über die Defizite der Linkspartei geredet. Das habe ich etwas 
drastisch getan und mir ist klar, dass ich so beispielsweise dem 
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Wirken von Wolfgang Methling als erfolgreichen Umweltminister 
Mecklenburg-Vorpommerns oder auch der kontinuierlichen Arbeit 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Umwelt genauso wenig gerecht 
werde wie dem Engagement vieler Genossinnen und Genossen 
auf kommunaler Ebene. Sei es im Kampf gegen Müllverbrennungs-
anlagen oder für sinnvolle Abwasserkonzepte und regenerative 
Energien, sei es im Widerstand gegen die Vergewaltigung der 
letzten frei fließenden Flüsse oder für den Erhalt von Naturschutz-
gebieten.

Doch unter dem Strich - da sind wir uns wohl einig - bleibt in 
Sachen Umweltpolitik bei den LINKEN erheblicher Handlungsbe-
darf. 

Und nun kommt die gute Nachricht. Hier bin ich optimistisch, denn 
wir sind bereits einen deutlichen Schritt vorangekommen. Nie war 
so viel in Bewegung in der Umwelt- und Energiepolitik unserer 
Partei, wie in den letzten drei Jahren. Hier hat mal wieder das Sein 
das Bewusstsein bestimmt, denn die Ursache für diese Bewegung 
kommt von außen: Der drohende Klimakollaps und die explodie-
renden Energiepreise zwingen die Partei, konkreter Stellung zu 
beziehen als bislang. 

Der gesellschaftliche Diskurs darum hat sowohl im Parteivorstand 
als auch in der Bundestagsfraktion zu guten Debatten und auch 
zu Beschlüssen geführt, Klima- und Energiepolitik zu Schwer-
punktthemen zu machen. Zahlreiche Anhörungen, Tagungen, 
Anträge und Anfragen haben dies untersetzt. Beispielsweise zu 
Biokraftstoffen, zum Emissionshandel, zum Kyoto-Prozess, zur 
Netzregulierung oder zur europäischen Energiepolitik. Wir haben 
Heizkostenzuschüsse für niedrige Einkommen gefordert und 
Stromnetze in öffentliche Hand.

Wir haben Stellungnahmen abgegeben und Initiativen gestartet 
zu überaus riskanten Scheinlösungen im Klimaschutz, wie die 
Abscheidung und unterirdische Verpressung von Kraftwerksemis-
sionen oder zur Geisterdebatte um neue Atomkraftwerke. Und wir 
sind eingetreten für tatsächliche nachhaltige Lösungen wie die 
Forcierung von Energieeinsparung und erneuerbaren Energien. 

In Weiteren haben wir - zunächst für die Lausitz - Positionen 
erarbeitet, wie sich die LINKE konkret den Ausstieg aus der 
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Kohlewirtschaft vorstellt. Mit unseren Außenpolitikern haben wir 
Projekte zum Thema Klima, Energieressourcen und Konfliktpräven-
tion am Laufen, gerade fand eine Anhörung unserer Fraktion zum 
Thema im Bundestag statt. Wir haben zwischen Umwelt-, Energie-, 
und Landwirtschaftpolitikern erfolgreich um eine Position zur 
komplizierten Frage gerungen, welchen Beitrag Biokraftstoffe 
tatsächlich zur Lösung des Klimaproblems leisten können. Erinnert 
sei hier an die Debatte darum, ob Mais in den Tank oder auf den 
Teller gehört. Zudem kämpfen wir mit viel Sachverstand gegen die 
grüne Gentechnik und für eine Ökologisierung der Landwirtschaft. 
Unsere Kollegen im Verkehrsbereich wiederum arbeiten unabläs-
sig gegen den Börsengang der Bahn und dafür, dass nicht mehr, 
sondern weniger Verkehr auf unseren Straßen rollt.

Nebenbei beackern wir natürlich weiterhin die klassischen The-
men der Umweltpolitik, als da wären Abfall, Wasser und Abwasser, 
Immissionsschutz, Natur-, Arten- und Tierschutz, Meeres- und 
Tropenwaldschutz sowie die Chemikalienpolitik. Doch unser 
Schwerpunkt auf Bundesebene bleibt Klima- und Energiepolitik. 
Und zwar, weil es sich für die LINKE geradezu aufdrängt!

Nirgendwo wird so offensichtlich, dass das herrschende Wachs-
tums- und Regulierungsmodell der kapitalistischen Marktwirt-
schaft an seine Grenzen stößt. Geradezu plastisch wird, wie unser 
überkommenes fossil-atomares Energiesystem in der Hand von 
riesigen Konzernen nicht nur mit dem Erdklima kollidiert, sondern 
auch politische und soziale Konflikte provoziert.

Laut UN-Klimagremium IPCC könnte im pessimistischsten Szena-
rio bis zum Jahr 2100 die Erdmitteltemperatur um bis zu 6,4 Grad 
steigen. Dazu hat Harry Lehmann sehr viel ausgeführt.

Aus drohendem Klimawandel und Ressourcenkonflikten folgert: 
Eine Energiewende - weg von Öl und Kohle, hin zu erneuerbaren 
Energien und Energieeinsparung - ist nicht nur wichtigster 
Baustein im Kampf gegen die Erderwärmung. Der Wandel des 
Energiesystems ist auch sicherheitspolitische Investition und soli-
darische Entwicklungspolitik zugleich. Er eröffnet darüber hinaus 
neue Perspektiven für eine linke Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und 
Finanzpolitik. 
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Was ich mit den Beispielen illustrieren wollte, ist der soziale 
Sprengstoff, der in der Energiewende liegt. Sie selbst ist alterna-
tivlos und technisch genauso zu bewältigen wie ökonomisch. Das 
ist auch die Grundaussage des Berichtes des Weltklimarates IPCC. 
Wie jedoch der Weg dorthin aussehen wird, wer die Gewinner und 
wer die Verlierer in diesem Prozess sein werden, ist noch unklar. 
Dies wird unter anderem dadurch bestimmt werden, wie stark und 
intelligent sich eine neue LINKE hier einbringt. Denn dieser Kampf 
ist auch eine Auseinandersetzung zwischen Neoliberalismus mit 
grünem Antlitz und einer sozial und ökologisch nachhaltigen Ent-
wicklung. 

Eins ist klar: Wenn warme Wohnungen im Winter und angemes-
sene Mobilität für ärmere Bürgerinnen und Bürger unbezahlbar 
werden, wird jeder ökologische Wandel scheitern. Und zwar zu 
recht. Auf der anderen Seite wird der notwendige Ausstieg aus der 
Kohle lokal aber auch zu Strukturbrüchen führen, die eine Linke 
akzeptieren und vor Ort erst aushalten muss. Denn machen wir 
uns nichts vor: Erneuerbare Energien schaffen zwar deutlich mehr 
Arbeitsplätze, als in der konventionellen Energieerzeugung wegfal-
len. Aber natürlich nur selten am selben Ort und zur selben Zeit. 

Widersprüchlich wird es auch bleiben, wenn wir einen Schritt 
weiter gehen. Denn dann stellt sich die Frage, ob Wachstumsge-
sellschaften tatsächlich auf Dauer umweltverträglich sein können. 
Diese Frage hat übrigens auch der gerade veröffentlichte zweite 
Teil der berühmten Studie von »Zukunftsfähiges Deutschland« 
kritisch aufgegriffen, die vom Wuppertal Institut im Auftrag 
von Umwelt- und Entwicklungsverbänden erstellt wurde. Die 
Wissenschaftler stellen darin ganz klar Infrage, ob es langfristig 
überhaupt möglich sein kann, zu wachsen und trotzdem weniger 
Ressourcen zu verbrauchen.

Dass mehr Effizienz immer wieder durch Wachstum aufgefressen 
werden kann, sehen wir die letzten Jahre an der CO

2
-Bilanz der 

Bundesrepublik. Unsere Emissionen liegen heute über denen von 
1999. Nach dem Zusammenbruch der ostdeutschen Wirtschaft ist 
an absoluter CO

2
-Reduktion nicht mehr viel passiert. 

Doch Wirtschaftsmodelle ohne Wachstum, also stationäres Wirt-
schaften, wären absolutes Neuland. 
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Für uns als LINKE ist aber klar, dass bei wachsender Arbeitspro-
duktivität Arbeitslosigkeit hier nur verhindert werden könnte, 
wenn Arbeit und Einkommen in einem völlig anderem Ausmaß 
umverteilt werden würden, als das unter kapitalistischen Bedin-
gungen möglich ist. Kommen wir also an die ökologischen Grenzen 
des Kapitalismus? Und wen ja, was kommt dahinter?

Spannende Fragen. Aber vielleicht bringen wir zunächst erst ein-
mal die neue Partei ökologisch auf Trab. Die Visionen bleiben uns 
ja erhalten. Und darum möchte ich abschließend dafür werben, 
unsere neue Partei als Chance zu begreifen. Und zwar dafür, dass 
die neue LINKE einen bislang umbesetzen Platz in der Parteien-
landschaft ausfüllt. Nämlich den, wo soziale Gerechtigkeit und mit 
nachhaltiger Entwicklung verbunden wird.

Viele Wählerinnen und Wähler im Grenzbereich zwischen Linken 
und Grünen wünschen sich sehnlichst eine grüne Linke. Eine 
Partei, die guten Gewissens als Alternative wählbar wird. Wählbar, 
weil sie kontinuierlich und hartnäckig Partei ergreift für sozial 
Schwache, weil sie für Frieden und Solidarität zwischen den 
Völkern eintritt und weil sie gleichzeitig für einen tatsächlich nach-
haltigen Umgang mit der Natur steht.
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